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 Gemeinde  Gebo l t sk i r chen  
4682 Geboltskirchen, Feld 10 Pol. Bezirk Grieskirchen  
Tel. :  07732/3513  Fax:  DW 14  DVR-Nr. :  77551 
E-Mail: office@geboltskirchen.at GKZ.:  40807 
UID-Nr . :  ATU 54255005 Behördenkennzahl :  0301296  

 
Bearbeiter: Bischof Herbert 

Aktenzahl:004-1 
Sitzungsnummer: GR/005/2023 

Geboltskirchen, 09.04.2024 
 

 

Verhandlungsschrift 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen. 

 Sitzungstermin: Donnerstag, den 14.12.2023 

 Sitzungsbeginn: 19:30 Uhr 

 Sitzungsende: 20:50 Uhr 

 Ort: Sitzungssaal 

 

Anwesend sind: 
 

Bürgermeister 

Kirchsteiger Friedrich SPÖ  
 

Vizebürgermeister 

Waldenberger Rudolf ÖVP  
 

Mitglieder 

Rabengruber Ludwig ÖVP  
Haginger Rudolf ÖVP  
Bauer Christian ÖVP  
Gadringer Robert ÖVP  
Pichler Wolfgang ÖVP  

 

Ersatzmitglieder 

Zöbl Monika ÖVP  
Riedl Josef ÖVP  

 

Mitglieder 

Gebetsroither Gerhard SPÖ  
Groiß Silvester SPÖ  

 

Ersatzmitglieder 

Möseneder Gerhard SPÖ  
Wastlbauer Martina SPÖ  
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Mitglieder 

Emmer Robert FPÖ  
 

Ersatzmitglieder 

Pillweiß Helmut FPÖ  
 

Mitglieder 

Angleitner Wolfgang, DI (FH) GRÜNE  
Lässer Alejandro GRÜNE  

 

Ersatzmitglieder 

Waldenberger Gottfried GRÜNE  
 

Sonstige Personen (§ 66 Abs. 2 Oö. GemO 1990) 

Rudolf Stahrl-Thalhamer  
Gemeindebediensteter 

 

 
 

Schriftführer (§ 54 Abs. 2 Oö. GemO 1990) 

AL Herbert Bischof   
 

Entschuldigt fehlen: 
 

Mitglieder 

Höftberger Julia ÖVP  
Seiringer Peter ÖVP  

 

Ersatzmitglieder 

Steininger Josef ÖVP  
Kreuzroither Friedrich ÖVP  
Kirchsteiger Peter, Mag. ÖVP  
Oberndorfer Doris ÖVP  

 

Mitglieder 

Pillweiß Martin SPÖ  
Rebhan Walter SPÖ  

 

Ersatzmitglieder 

Wygal Tamara, MSc SPÖ  
Gruber Christoph SPÖ  
Deixler Thomas SPÖ  
Burgstaller-Schoberleitner Isabel SPÖ  
Eder Markus SPÖ  
Huemer Karoline SPÖ  

 

Mitglieder 

Frauscher Harald FPÖ  
Frauscher Armin FPÖ  

 

Ersatzmitglieder 

Kroiß Monika FPÖ  
 

Mitglieder 

Klinglhuber Jürgen GRÜNE  
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Der Vorsitzende eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung und stellt fest,  
dass  
 
a) die Sitzung vom – Bürgermeister – einberufen wurde; 
 
b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 OÖ. GemO 1990) 

enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder 
zeitgerecht schriftlich am 07. Dezember 2023 unter Bekanntgabe der Tagesordnung 
erfolgt ist; 

 
 die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage 

öffentlich kundgemacht wurde; 
 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
 
d) dass die Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung vom 19. Oktober 2023 bis zur 

heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht 
aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese 
Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderats- und Ersatzmitgliedern, welche an der 
betreffenden Sitzung teilgenommen haben bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können. 

 
e) Der Vorsitzende nimmt die Angelobung der Gemeinderatsmitglieder Martina 

Wastlbauer und Gerhard Möseneder vor, die mit den Worten „ich gelobe“ in die Hand 
des Bürgermeisters geloben: „die Bundesverfassung und die Landesverfassung 
sowie alle übrigen Gesetze und alle Verordnungen der Republik Österreich und des 
Landes Oberösterreich gewissenhaft zu beachten, ihre Aufgabe unparteiisch und 
uneigennützig zu erfüllen, das Amtsgeheimnis zu wahren und das Wohl der 
Gemeinde nach bestem Wissen und Gewissen zu fördern.“ 

 

Tagesordnung: 
 

1 Wahl der Mitglieder der Pflicht- und Ermessensausschüsse  
- Nachwahl 

2 EED III Energieeffizienzrichtlinie - Energiesparziele von öffentlichen Gebäuden 

3 OÖ. Aktionsprogramm zur Aktivierung von Leerstand, Nachnutzung von 
Gebäudebrachen, Entwicklung von Orts- und Stadtkernen  
- Beschlussfassung 

4 Änderung der Abfallordnung  
- Beschlussfassung 

5 Änderung der Abfallgebührenordnung  
- Beschlussfassung 

6 Voranschlagsvergleichsrechnung  
- Neufestsetzung der Abweichungsgrenzen 

7 Prüfungsbericht des Gemeindeprüfungsausschusses vom 07. Dezember 2023 

8 Voranschlag für das Finanzjahr 2024 

9 Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan (MEFP) 2024 - 2028 

10 Kassenkredit für das Finanzjahr 2024 

11 Allfälliges - Anfragen - Anregungen 
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Protokoll: 
 
 
1. Wahl der Mitglieder der Pflicht- und Ermessensausschüsse - Nachwahl 

 
Sachverhalt: 
 
Von der ÖVP-Fraktion wurde mit Schreiben vom 09. November 2023 eine Nachbesetzung für den 
Ausschuss für Umwelt/Energie/Landwirtschaft sowie dem Reinhaltungsverband Oberes Trattnachtal 
beantragt, da DI Günter Humer per 01. Juni 2023 auf sein Gemeinderatsmandat verzichtet hat. 
 
Der Wahlvorschlag stellt sich wie folgt dar: 
 
Ausschuss für Umwelt/Energie/Landwirtschaft: 
 

Mitglied: 

Franz STEINER 

 
 
Reinhalteverband Oberes Trattnachtal: 
 

Mitglied: 

Christian BAUER 

 

Ersatz-Mitglied: 

Franz STEINER 

 
 
Fraktionswahl ÖVP: Mitglied laut Wahlvorschlag ÖVP 
 
Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Ausschüsse hat der Gemeinderat fraktionell auf Grund 
entsprechender Wahlvorschläge zu wählen. 
 
Grundsätzlich ist geheime Fraktionswahl mit Stimmzettel, sofern nicht der gesamte Gemeinderat 
(einstimmig) eine Wahl mittels offener Abstimmung beschließt. 
 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gremium die Anträge der ÖVP-Fraktion im Gemeinderat der 
Gemeinde Geboltskirchen zur Kenntnis. 
 
 

Antrag 1: 
 
Der Vorsitzende beantragt die offene Abstimmung für die Nachwahlen in den Umweltausschuss und 
in den Reinhalteverband Oberes Trattnachtal. 
 
 
Antrag 2: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger stellt den Antrag an die ÖVP-Fraktion laut dem vorgelegten 
Wahlvorschlag folgendes Mitglied in den Ausschuss für Umwelt/Energie/Landwirtschaft zu wählen: 
 

Mitglied 

Franz Steiner 
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Antrag 3: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger stellt den Antrag an die ÖVP-Fraktion laut dem vorgelegten 
Wahlvorschlag folgendes Mitglied bzw. Ersatzmitglied in den Reinhaltungsverband Oberes 
Trattnachtal zu wählen: 
 

Mitglied 

Christian Bauer 

 

Ersatz-Mitglied 

Franz Steiner 

 
 

Beschluss 1: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 

Beschluss 2: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 

Beschluss 3: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 

2. EED III Energieeffizienzrichtlinie - Energiesparziele von öffentlichen Gebäuden 
 
Sachverhalt: 
 
Vom Amt der Oö. Landesregierung / Direktion Inneres und Kommunales / Gruppe Bau- und 
Abgabenrecht wurden die Oö. Gemeinden am 16. November 2023 über die neue 
Energieeffizienzrichtlinie EED III der Europäischen Union informiert.  
 
Diese Richtlinie betrifft die Gemeinden insbesondere im Bereich der öffentlichen Gebäude, da hier 
konkrete und verschärfte Verpflichtungen hinsichtlich Gebäudesanierungen verordnet wurden.  
 
Besonders relevant ist die in Art. 6 Abs. 1 normierte Verpflichtung, „dass jährlich mindestens 3 % 
der Gesamtfläche beheizter und/oder gekühlter Gebäude, die sich im Eigentum öffentlicher 
Einrichtungen befinden, renoviert werden, um sie im Einklang mit Artikel 9 der Richtlinie 2010/31/EU 
mindestens zu Niedrigstenergiegebäuden oder Nullemissionsgebäuden umzubauen.“  
 
Parallel dazu bietet Art. 6 Abs. 6 die Möglichkeit an, „einen alternativen Ansatz zu … den Absätzen 
1 bis 4 anzuwenden, um jedes Jahr Energieeinsparungen in Gebäuden öffentlicher Einrichtungen in 
einer Höhe zu erzielen, die mindestens der in Absatz 1 vorgeschriebenen Höhe entspricht.“ Dabei 
muss die Einsparungsverpflichtung nicht zwingend durch Renovierungen erfüllt werden, sondern es 
sind auch kostengünstigere Maßnahmen (z.B. Heizungsoptimierungen, Teilsanierungen, Monitoring 
des Energieverbrauchs) möglich („Option Abs. 6“).  
 
Diese - nach Auskunft von Energieexperten leichter zu erfüllende - Alternative kann jedoch nur 
genutzt werden, wenn dies innerhalb einer von der Union äußerst kurz bemessenen Frist gemeldet 
wird: „Mitgliedstaaten, die sich für die Anwendung des alternativen Ansatzes entscheiden, teilen der 
Kommission bis zum 31. Dezember 2023 ihre voraussichtlichen Energieeinsparungen mit, um 



 

Gemeinderat 14.12.2023 
Seite 6 von 29 

 

bis 31. Dezember 2030 gleichwertige Energieeinsparungen in den unter Absatz 1 fallenden 
Gebäuden zu erzielen.“ 

 
Im gegenständlichen Schreiben weist das Land Oberösterreich ausdrücklich darauf hin, dass 
das Land Oberösterreich weder für die Rechtslage noch für den zeitlichen Druck 
verantwortlich ist, beides ist unionsrechtlich bedingt. Trotz der den Gemeinden angebotenen 
Unterstützung durch das Land Oberösterreich ist für die Meldung der Republik Österreich an die 
Europäische Kommission das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie (BMK) zuständig. Wenn ungeachtet der in diesem Schreiben zum 
Ausdruck kommenden Empfehlung für den alternativen Ansatz Rückfragen unvermeidlich sein 
sollten, so wären diese daher an das BMK (!) zu richten.  
 
Zu gegenständlichen Thematik wurde vom Oberösterreichischen Gemeindebund am 20. November 
2023 folgende Mitteilung veröffentlicht: 
 
Mit Rundschreiben vom 06.11.2023 hat die IKD (GZ IKD-2023-172818/13-Um) die Gemeinden zum 
Thema der erforderlichen Gebäudeerhebung und zur Berechnung des 2030-Energiesparziels 
von öffentlichen Gebäuden für die Meldung an die EK bis Ende des Jahres 2023; 
Einbeziehung der Gemeinden; Nutzung des alternativen Ansatzes informiert. 
 
Dazu sind bei uns einige Rückfragen eingegangen. Eingangs sei klargestellt, dass es sich bei der 
im Rundschreiben unter Pkt. 4 erwähnten Information des österreichischen Gemeindebundes um 
ein Missverständnis handelt. Eine solches Informationsschreiben hat es nicht gegeben. 
 
Dem vorliegenden Rundschreiben ist zu entnehmen, dass es eine klare Empfehlung von Seiten des 
Landes für die Gemeinden gibt, den sogenannten „Alternativen Ansatz“ wie in Punkt 3 des 
Rundschreibens beschrieben, zu wählen. Dieser Empfehlung schließen wir uns an. 
Das Land Oberösterreich ist davon ausgegangen, dass die Oberösterreichischen Gemeinden dieser 
Empfehlung weitgehend folgen und ruft deshalb NUR die Gemeinden auf bis zum 15.12. 2023 eine 
Meldung an die IKD abzugeben, die sich FÜR die jährliche Renovierungsquote von 3% (ALSO 
NICHT DIE OBEN DARGESTELLTE EMPFEHLUNG DES „ALTERNATIVEN ANSATZES“) 
entscheiden. 
 
Zusätzlich ist es aber für ALLE Gemeinden notwendig, eine formelle Entscheidung darüber zu 
treffen, ob (wie empfohlen) die Inanspruchnahme des alternativen Ansatzes für die jeweilige 
Gemeinde bevorzugt wird. Daher ist es aus unserer Sicht unerlässlich das Thema im Gemeinderat 
ehestmöglich einer Entscheidung zuzuführen. 
 
Auf Basis der Empfehlungen vom Amt der Oö. Landesregierung und dem OÖ. Gemeindebund wird 
dem Gemeinderat der Vorschlag unterbreitet, dass für die Umsetzung der EED III – Richtlinie der 
alternative Ansatz gemäß Art. 6 Abs. 6 gewählt wird. 
 
INFO: im Zusammenhang mit der Umsetzung der EED III – Richtlinie wurde Kontakt mit dem OÖ. 
Energiesparverband aufgenommen und die Auskunft erteilt, dass der Verband der Gemeinde 
beratend zur Verfügung steht. Vorerst sind jedoch noch juristische Interpretationen zu den 
Umsetzungsdetails abzuwarten (zB. zu den Nutzungsarten, öffentliche/nicht öffentliche Gebäude, 
usw.)  
 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erläutert an Hand des Amtsvortrages den Sachverhalt zur 
Energieeffizienzrichtlinie und ergänzt, dass mit dem OÖ. Energiesparverband schon Kontakt 
aufgenommen wurde und von deren Seite Unterstützung bei der Umsetzung zugesagt wurde.  
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Vbgm. Rudolf Waldenberger sieht bei dieser Vorgabe der EU nun auch den öffentlichen Bereich 
miterfasst, der für seine Gebäude Energiesparmaßnahmen zu setzen hat. 
 
GR Ludwig Rabengruber stellt die Anfrage inwieweit die LED-Umstellung nun schon umgesetzt sei 
und ob uns diese Investition bei der Energieeffizienzrichtlinie angerechnet werden kann. 
AL Herbert Bischof erklärt dazu: beim Gespräch mit dem Energiesparverband war dies auch ein 
Thema und die Aussage war, dass grundsätzlich nun einmal die Energieausweise für die relevanten 
Gebäude zu erstellen sind, um den Status Quo der Gebäude beurteilen zu können. In der Folge 
können dann die erforderlichen Maßnahmen geplant werden. Die Ausweise beinhalten auch die 
Energieverbräuche und wenn diese schon niedrig sind, wirkt sich das positiv auf das Ergebnis aus. 
Bis dato ist aber der Ausführungsleitfaden noch nicht veröffentlicht worden, daher können auch 
einzelne Fragestellungen noch nicht beantwortet werden bzw. stehen auch die gesetzlichen 
Auslegungen noch nicht fest. Diese sind noch abzuwarten. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Zustimmung, dass die Gemeinde Geboltskirchen für die 
Umsetzung der EED III – Richtlinie den alternativen Ansatz gemäß Art. 6 Abs. 6 wählt. 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 

3. OÖ. Aktionsprogramm zur Aktivierung von Leerstand, Nachnutzung von 
Gebäudebrachen, Entwicklung von Orts- und Stadtkernen  
- Beschlussfassung 

 
Sachverhalt: 
 
Eine wesentliche Maßnahme zur Reduktion des Flächenverbrauchs und der Bodenversiegelung ist 
die Aktivierung von leerstehenden Gebäuden und Brachen und die Belebung von Orts- und 
Stadtkernen. Das Land Oberösterreich hat diesbezüglich ein Aktionsprogramm geschaffen, das eine 
interkommunale Abstimmung zu dieser Thematik vorsieht. Als erster Schritt ist eine interkommunale 
Maßnahmenkonzeption vorgesehen, die als Grundlage für investive Umsetzungsprojekte dient. Der 
interkommunale Ansatz ist insbesondere notwendig, da Nachnutzungen für leerstehende Objekte in 
der jew. Region abgestimmt werden sollen. 
 
Die Maßnahmenkonzeption und die nachfolgenden Umsetzungsprojekte können zur Förderung 

beim Land OÖ bzw. weiteren Förderstellen eingereicht werden. Die Richtlinie zu den 

Mindestinhalten der Maßnahmenkonzeption und der möglichen externen Unterstützung hierfür ist 

veröffentlicht unter https://www.land-oberoesterreich.gv.at/261931.htm  

 

Da die Maßnahmenkonzeption interkommunal vorzunehmen ist, wird aktuell gemeinsam mit dem 
Land OÖ abgeklärt, welche Gemeinden der LEADER-Region Mostlandl Hausruck sich beteiligen 
wollen. Diese Klärung findet ehestmöglich statt. Voraussichtlich werden sich 2 oder 3 Teilregionen 
aus jeweils benachbarten Gemeinden ergeben. 
 
Nach Zustimmung (Grundsatzbeschlüsse der jeweiligen Gemeinde) können die am Projekt 
beteiligten Gemeinden bei einem Projektplanungstreffen das weitere Vorgehen im Projektablauf 
festlegen und die Aufteilung der verbleibenden Eigenmittel sowie eine Projektträgerschaft fixieren 
(eine Gemeinde stellvertretend für die jew. Teilregion). Auf Basis der erhobenen Leerstände in der 

https://www.land-oberoesterreich.gv.at/261931.htm


 

Gemeinderat 14.12.2023 
Seite 8 von 29 

 

Region (die entsprechenden Fragebögen/Listen wurden vom Land OÖ zur Verfügung gestellt), kann 
eine realistische Kostenabschätzung für die Erstellung eines „Maßnahmenkonzepts zur Aktivierung 
von Leerständen, Revitalisierung von Gebäudebrachen, Orts- und Stadtkernentwicklung“ erstellt 
werden. 
 
Nach der Förderzusage wird gemeinsam mit dem Land Oö. die Ausschreibung erarbeitet. Die 
Förderhöhe für die Maßnahmenkonzeption beläuft sich auf 65%, max. 65.000 EUR pro Region 
(Gesamtkosten 100.000 EUR). Die Aufteilung der verbleibenden Eigenmittel soll nach einem noch 
zu bestimmenden Finanzierungschlüssel vorgenommen werden. 
 
 
Beispielhafter Finanzierungsplan bei Gesamtkosten  € 100,000,00: 
Gesamtkosten Maßnahmenkonzeption:   € 100.000,00 
Förderung 65%      €   65.000,00 
Verbleibender Eigenanteil aller Gemeinden zusammen €   35.000,00 
 
 
 
Der Bauausschuss hat sich in seiner Sitzung am 04. Dezember 2023 ausführlich mit der 
gegenständlichen Thematik beschäftigt und einstimmig die Empfehlung für den Gemeinderat 
ausgesprochen, sich an dieser Aktion zu beteiligen, da dies auch in unserer Gemeinde für Impulse 
hinsichtlich der Nutzung von Gebäuden im Ortszentrum sorgen kann.  
 
Eine entsprechende Beschlussvorlage für den Gemeinderat wurde für die Gemeinden vom 
Leaderbüro Mostlandl vorbereitet, die folgendermaßen lautet: 
 

• Die Gemeinde möge die grundsätzliche Teilnahme am Aktionsprogramm im Rahmen der 
jeweiligen interkommunalen Teilregion beschließen. Eine Maßnahmenkonzeption zum 
Thema „Aktivierung von Leerstand, Nachnutzung von Gebäudebrachen, Entwicklung von 
Orts- und Stadtkernen“ entsprechend der gleichlautenden Richtlinie des Landes 
OÖ/Abteilung RO soll erarbeitet werden.  

• Entsprechend der inhaltlichen Ausgestaltung der Leistungsbestandteile für die 
Maßnahmenkonzeption soll eine Förderung für externe Planungsleistungen beim Land OÖ, 
Abteilung Raumordnung beantragt werden.  

• Die verbleibenden Eigenmittel werden auf die beteiligten Gemeinden nach einem noch zu 
bestimmenden Finanzierungsschlüssel aufgeteilt und sind in den jeweiligen 
Gemeinderatssitzungen vor Auftragsvergabe zu beschließen. 

• Die Gemeinde entsendet Herrn Bürgermeister Friedrich Kirchsteiger als Vertreter in die 
regionale Fokusgruppe (=regionales Entscheidungs- und Beschlussgremium). Vertreten wird 
Herr Bürgermeister Friedrich Kirchsteiger durch Herrn Vbgm. Rudolf Waldenberger. 

 
Desweiteren hat der Bauausschuss erarbeitet, dass nach der Beschlussfassung im Gemeinderat 
über die Gemeindenachrichten eine Information zum Aktionsprogramm publiziert wird und dann in 
der Folge an die Besitzer:innen von in Frage kommenden Gebäuden heranzutreten ist, um eine 
Aufnahme in die Interessentenliste abzustimmen. Die Objektliste wurde im Rahmen der nicht 
öffentlichen Sitzung erarbeitet, die eben dann die Grundlage für die Kontaktierung über die 
Gemeinde bildet. Der Entwurf des INFO-Schreibens zum Aktionsprogramm wird im Rahmen der 
Fraktionssitzungen bereitgestellt. 
 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Sachverhalt hinsichtlich dem                                    
Oö. Aktionsprogramm zur Orts- und Stadtkernbelebung zur Kenntnis und verweist auf die 
Bauausschusssitzung in der man sich schon intensiv mit der Thematik beschäftigt hat und eine 
Teilnahme am Programm befürwortet.  
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GR Gerhard Gebetsroither führt aus, dass er noch einige Fragen zum Ablauf hat: 
Wer erstellt das Maßnahmenkonzept für die Umsetzung: 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt, dass nach der Basiserhebung über die KEM-Region das 
Ausschreibungsverfahren für die Planungsleistungen abgewickelt wird, um in der Folge dann eine 
Gesamtbeauftragung für das Teilgebiet der teilnehmenden Gemeinden zu beschließen. 
Mit welchem Selbstkostenanteil hat die Gemeinde zu rechnen: 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt, dass der konkrete Aufteilungsschlüssel erst nach der 
Basiserhebung festgelegt werden kann, aber mit bis zu € 2.000,-- zu rechnen sein wird. 
Weiters führt der Mandatar aus, dass nur jene in den Genuss von Fördermittel kommen können, die 
bei der Basiserhebung in das Programm aufgenommen werden. Grundsätzlich ist die Initiative zu 
begrüßen, um dem Leerstand entgegen zu wirken. 
 
GR Rudolf Haginger erklärt, dass im Vorfeld noch ein allgemeines Informationsschreiben über die 
Gemeindezeitung veröffentlicht wird, damit sich Interessierte melden können. Sollte zu einem 
späteren Zeitpunkt noch wer dazu kommen, so ist dies ab der neuen Förderperiode 2027 wieder 
möglich. Das Risiko für die Gemeinde ist sehr gering, da nur der stemmbare Selbstkostenanteil von 
den Planungskosten anfällt.  
 
GR Gottfried Waldenberger erklärt, dass die Gemeinde nur Gewinner sein kann wenn man sich an 
einer derartigen Initiative beteiligt, denn dadurch ermöglicht man interessierten 
Liegenschaftsbesitzern eine gute Förderung beanspruchen zu können und zusätzlich wird dadurch 
eine Belebung von Gebäuden erreicht. 
 
GR Robert Emmer befürwortet die Teilnahme, da auf die Gemeinde nur sehr wenig Kosten 
zukommen und so interessierten Liegenschaftsbesitzern Fördermöglichkeiten erschlossen werden. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Zustimmung zur Teilnahme am Oö. Aktionsprogramm 
„Orts- und Stadtkernbelebung Leerstand und Brachen“ gemäß der Beschlussvorlage im 
Amtsvortrag. 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 

4. Änderung der Abfallordnung - Beschlussfassung 
 
Sachverhalt: 
 
Im Prüfungsbericht über die eingeschränkte Gebarungsprüfung durch die Bezirkshauptmannschaft 
Grieskirchen wurde zum Bereich „Abfallbeseitigung“ folgendes festgestellt: 
 
„In der Abfallgebührenordnung sind keine Abfallbehälter mit einer Größe von 120 Liter und 1.100 
Litern ausgewiesen, obwohl diese verrechnet werden. Die in der Gebührenordnung ausgewiesene 
Behältergröße von 110 Litern wird nicht verrechnet. 
Festgestellt wurde, dass der Verkaufspreis für Abfallsäcke höher ist, als es der Größe der 
Behältnisse entspricht. Der Grund dafür liegt darin, dass im Verkaufspreis auch Kosten für den 
Einkauf der Behältnisse und eine Verwaltungskostenpauschale miteinkalkuliert sind.“ 
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Ausgehend von diesen oben angeführten Prüfungsfeststellungen und einem Hinweis der 
Abfallordnungsprüfung unter dem Geschäftszeichen UR-2006-637/18-Emm vom Amt der Oö. 
Landesregierung/Direktion Umwelt- und Wasserwirtschaft wurde eine entsprechende Überarbeitung 
der Abfallordnung vorgenommen und in der Folge der Aufsichtsbehörde zur Vorbegutachtung 
vorgelegt. Basierend darauf stellt sich der aufsichtsbehördlich genehmigungsfähige 
Abfallordnungsentwurf wie folgt dar: 
 

A B F A L L O R D N U N G 
 
Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen vom 14. Dezember 2023, mit der 
eine Abfallordnung der Gemeinde Geboltskirchen erlassen wird. 
Aufgrund des § 6 O.ö. Abfallwirtschaftsgesetz 2009 (O.ö. AWG 2009), LGBI 71/2009 i.d.g.F. wird 
verordnet: 
 

§ 1 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Hausabfälle sind alle festen Siedlungsabfälle, die in Haushalten üblicherweise anfallen, sofern 

sie nicht als Altstoffe oder biogene Abfälle einer getrennten Sammlung zuzuführen oder als 
sperrige Abfälle anzusehen sind. 

 
(2) Sperrige Abfälle sind feste Siedlungsabfälle die in Haushalten überlicherweise anfallen, oder 

wegen ihrer Größe und Form nicht in den für Hausabfälle bestimmten Abfallbehältern gelagert 
werden können. 

 
(3) Biogene Abfälle sind Stoffe, die aufgrund ihres hohen organischen, biologisch abbaubaren 

Anteils für die aerobe und anaerobe Verwertung besonders geeignet sind, und zwar Grünabfälle 
(lit. a) und Biotonnenabfälle (lit. b). 

 
(a) Grünabfälle: natürliche organische Abfälle aus dem Garten und Grünflächenbereich, wie 
insbesondere Grasschnitt, Strauchschnitt, Baumschnitt, Christbäume, Laub, Blumen und 
Fallobst; 

 
 (b) Biotonnenabfälle:  

feste pflanzliche Abfälle, wie insbesondere solche aus der Zubereitung von Nahrungsmitteln; 
andere organische Abfälle aus der Zubereitung und dem Verzehr von Nahrungsmitteln 
(Speisereste), sofern sie einer dafür geeigneten aeroben oder anaeroben Behandlungsanlage 
zugeführt werden können; 
Papier, sofern es sich um unbeschichtetes Papier handelt, welches mit Nahrungsmitteln in 
Berührung steht oder zur Sammlung und Verwertung von biogenen Abfällen geeignet ist.  

 
(4) Haushaltsähnliche Gewerbeabfälle sind feste Abfälle aus Gewerbe, Land- und Forstwirtschaft 

sowie aus vergleichbaren Einrichtungen im öffentlichen Bereich, die in ihrer Zusammensetzung 
und Beschaffenheit Hausabfällen ähnlich sind. 

 
(5) Ordnungsgemäße Eigenkompostierung: Eine Eigenkompostierung gilt dann als 

ordnungsgemäß, wenn dabei die Ziele und Grundsätze des Oö. Abfallwirtschaftsgesetzes 2009 
eingehalten werden, insbesondere keine schädlichen Einwirkungen auf Böden und Gewässer 
bewirkt werden, keine unzumutbaren Belästigungen für Nachbarn oder Nachbarinnen entstehen 
und ausschließlich eigene biogene Abfälle pflanzlicher Herkunft eingesetzt werden. 

 
§ 2 

Abholbereich 
 
(1) Der Abholbereich für die Sammlung der Hausabfälle umfasst das gesamte Gemeindegebiet 

der Gemeinde Geboltskirchen. 
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(2) Für sperrige Abfälle besteht eine ständige Abgabemöglichkeit in den Altstoffsammelzentren 

(ASZ) des Bezirksabfallverbandes Grieskirchen. 
Bei Bedarf erfolgt eine Abholung gegen vorherige Anmeldung am Gemeindeamt. Eine 

diesbezügliche Terminbekanntgabe erfolgt seitens der Gemeinde mittels einer amtlichen 

Mitteilung. 

 
(3) Der Abholbereich für die Sammlung der Biotonnenabfälle und Grünabfälle umfasst das 

gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Geboltskirchen. 
 

 
(4) Der Abholbereich für die Sammlung der haushaltsähnlichen Gewerbeabfälle umfasst das 

gesamte Gemeindegebiet. 
 

§ 3 
Pflichten der Abfallbesitzer 

 
(1) Hausabfälle sind von demjenigen, bei dem sie anfallen, zur Sammlung bereitzustellen. 
 
(2) Sperrige Abfälle sind von dem jenigen, bei dem sie anfallen, zu den Öffnungszeiten der 

Altstoffsammelzentren des Bezirksabfallverbandes Grieskirchen zu bringen, bei Abholung im 
Bedarfsfall am vereinbarten Ort zur Sammlung bereitzustellen. 

 
(3) Biotonnenabfälle und Grünabfälle sind im Abholbereich für die Sammlung bereit zu stellen, 

ansonsten während der Öffnungszeiten zur Kompostierungsanlage (Kompostieranlage 
Standharting – Johannes Bauernfeind, 4742 Pram, Standharting 3) zu bringen. Diese 
Verpflichtung entfällt, wenn die Biotonnenabfälle und Grünabfälle einer ordnungsgemäßen 
Eigenkompostierung zugeführt werden. 

 
(4) Haushaltsähnliche Gewerbeabfälle sind von demjenigen, bei dem sie anfallen, für die 

Sammlung bereitzustellen. 
 

§ 4 
Abfallbehälter 

 
(1) Für die Lagerung der Hausabfälle, Biotonnenabfälle, Grünabfälle und haushaltsähnlichen 

Gewerbeabfälle sind ausreichend große, flüssigkeitsdichte, schließbare, und 
widerstandsfähige, Abfallbehälter zu verwenden. Für Biotonnenabfälle sind jedenfalls eigene 
Abfallbehälter zu verwenden. 

 
 Für Abfallbehälter sind folgende Europäische Normen (EN) anzuwenden: 
 - Kunststoffsäcke 30 L EN 13592 
 - Kunststoffsäcke 60 L EN 13592 
 - Kunststofftonne 90 L EN 840-1 
 - Kunststofftonne 120 L EN 840-1 
 - Kunststofftonne 240 L EN 840-1 
 - Abfallcontainer 700 L EN 840-3 
 - Abfallcontainer 770 L EN 840-3 
 - Abfallcontainer 800 L EN 840-3 
 - Abfallcontainer 1100 L EN 840-3 
 - Biotonne 120 L EN 840-1 
 - Bioeinstecksäcke 120 L EN 13593 
 - Bioeinstecksäcke 8 L EN 13593 
 
(2) Die Abfallbehälter für die Hausabfälle und haushaltsähnlichen Gewerbeabfälle werden von 

der Gemeinde beschafft und an die Liegenschaftseigentümer verkauft. 
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Die Abfallbehälter für die Biotonnenabfälle und Grünabfälle werden von der Gemeinde 
beschafft und den Liegenschaftseigentümern kostenlos zur Verfügung gestellt. 
Es dürfen nur die von der Gemeinde genehmigten registrierten und gekennzeichneten 
Abfallbehälter und Säcke verwendet werden. 

 
(3) Die Abfallbehälter sind so aufzustellen, dass 
 1. sie für die sie berechtigt benützenden Personen und für die mit der Entleerung der darin 

gelagerten Abfälle betrauten Personen leicht zugänglich sind und  
 2. durch die ordnungsgemäße Benützung und Entleerung bzw. den ordnungsgemäßen  

 Transport der Abfallbehälter möglichst niemand gefährdet oder unzumutbar belästigt wird. 
 

§ 5 
Anzahl und Volumen der Abfallbehälter 

 
Die Anzahl der für ein Grundstück zu verwendenden Abfallbehälter richtet sich nach dem Bedarf und 
zwar insbesondere nach der Anzahl der Hausbewohner oder Haushalte, der Art und Größe der 
Anstalten, Betriebe und sonstigen Arbeitsstellen, der Art, Beschaffenheit und Menge der 
durchschnittlich anfallenden Hausabfälle, der Größe der Abfallbehälter und der Häufigkeit der 
Abfuhrtermine (Abfuhrintervalle). Im Zweifelsfall sind die Anzahl, Art und Größe der Abfallbehälter 
von Amts wegen oder auf Antrag des Grundeigentümers vom Bürgermeister mit Bescheid 
festzusetzen. 
 
Zur Berechnung der Behältergröße wird ein Abfallvolumen von 5 l pro Person und Woche 
herangezogen. 
 
a) für jeden Haushalt: 

  90 l Abfalltonne 
  60 l Abfallsack zusätzlich nach Bedarf 
120 l Bioabfallvolumen 
 

b) für 1 und 2 Personenhaushalte: 
 

  30 l Abfallsäcke  
  je nach Bedarf, jedenfalls aber 
 
bei dreiwöchentlicher Abholung je Haushaltsmitglied jährlich insgesamt 18 Abfallsäcke 
 
bei sechswöchentlicher Abholung je Haushaltsmitglied jährlich 9 Abfallsäcke. 
 
In jedem Quartal muss eine eventuelle Änderung der Haushaltsmitglieder berücksichtigt 
werden, wobei die Anpassung der Abfallgebühren jeweils ab dem unmittelbar darauf folgenden 
Quartal in Kraft tritt. 
 

c) für Gaststätten: 90 l Abfalltonne 
 

bei Bedarf sind entsprechend größere Sammelbehälter zu verwenden. 
 
d) für Gewerbebetriebe, Büros und Geschäftsräume: 

ab 5 Mitarbeiter 90 l Abfalltonne 
 
bei Bedarf sind entsprechend größere Sammelbehälter zu verwenden. 

 
In Ausnahmefällen können zusätzlich Abfallsäcke gegen Entgelt beim Gemeindeamt abgeholt 
werden. 
 

§ 6 
Abfuhrtermine 
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(1) Die Sammlung der Hausabfälle und der haushaltsähnlichen Gewerbeabfällen durch die 

Gemeinde (bzw. durch einen beauftragten Dritten) erfolgt je nach Bedarf in drei- oder 
sechswöchigen Intervallen. 

 
(2) Die Sammlung der Biotonnenabfälle und Grünabfälle erfolgt aufgrund der Miterfassung von 

Baum- und Strauchschnitt in der Zeit von 1. April bis 31. Oktober zweiwöchentlich, in der übrigen 
Zeit vierwöchentlich. 

 
(3) Sperrige Abfälle können bei den Altstoffsammelzentren des Bezirksabfallverbandes 

Grieskirchen zu den Öffnungszeiten abgegeben werden. Bei Bedarf erfolgt eine Abholung 

gegen vorherige Anmeldung am Gemeindeamt. Eine diesbezügliche Terminbekanntgabe 

erfolgt seitens der Gemeinde mittels einer amtlichen Mitteilung. 

 
(4) Die Tage der Sammlung der Hausabfälle, Biotonnenabfälle, Grünabfälle und 

haushaltsähnlichen Gewerbeabfällen werden in der Gemeindezeitung veröffentlicht. An den 
Abfuhrtagen haben die Liegenschaftseigentümer dafür zu sorgen, dass die Abfallbehälter in 
verschlossenem Zustand ab 6:00 Uhr am Rand der Straße oder des Gehsteiges aufgestellt sind. 
Die Aufstellung hat so zu erfolgen, dass der Verkehr weder auf der Straße noch auf dem 
Gehsteig behindert wird. 

 
§ 7 

Behandlungsanlagen für biogene Abfälle 
 
Die Gemeinde Geboltskirchen bedient sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben des vertraglich gebundenen 
Dritten, Kompostieranlage Standharting – Johannes Bauernfeind, 4742 Pram, Standharting 3, 
welcher eine Kompostierungsanlage zur Verwertung der im Gemeindegebiet anfallenden biogenen 
Abfälle betreibt. 
 

§ 8 
Anzeigepflicht 

 
Vermehrt oder verringert sich die Menge des durchschnittlich von einer Liegenschaft abzuführenden 
Abfalls wesentlich, so hat dies der Eigentümer ohne unnötigen Aufschub der Gemeinde anzuzeigen. 
 

§ 9 
Bauwerke auf fremden Grund 

 
Bei Bauwerken auf fremden Grund (Superädifikate, Bauwerke als Zugehör eines Baurechtes) sind 
die für den Grundeigentümer geltenden Bestimmungen dieser Verordnung sinngemäß auf den 
Eigentümer des Bauwerkes anzuwenden. 
 

§ 10 
Gebühren und Beiträge 

 
Die Berechnung der Abfallgebühr ist nach den Bestimmungen des § 18 O.ö. AWG 2009 
vorzunehmen. Dazu erlässt der Gemeinderat eine gesonderte Abfallgebührenordnung. 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Abfallordnung wird gemäß § 94 Abs. 1 O.ö. Gemeindeordnung 1990 durch zwei Wochen 

kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag 
rechtswirksam. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Abfallordnung vom 16. Dezember 2010 außer Kraft. 
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Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Sachverhalt bzw. die Änderungen der 
Abfallordnung zur Kenntnis und ergänzt, dass in der Fraktionsbesprechung die Abfallordnung 
durchgegangen und ausführlich behandelt wurde. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorliegenden Verordnungsentwurf der Abfallordnung die 
Zustimmung zu erteilen. 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 

5. Änderung der Abfallgebührenordnung - Beschlussfassung 
 
Sachverhalt: 
 
Ableitend auf der in der Abfallordnung vorgenommenen Adaptierungen wird der nachstehende 
Entwurf für die Abfallgebührenordnung der Gemeinde Geboltskirchen zur Beschlussfassung 
vorgelegt. Das Ergebnis der aufsichtsbehördlichen Vorbegutachtung wurde ebenfalls eingearbeitet. 

A B F A L L G E B Ü H R E N O R D N U N G 
 
des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen vom 14. Dezember 2023, mit der eine 
Abfallgebührenordnung für die Gemeinde Geboltskirchen erlassen wird. 
 
Aufgrund des § 17 Abs. 3 Z. 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2017, BGBl. I Nr. 116/2016 i.d.g.F. 
und des § 18 des O.ö. Abfallwirtschaftsgesetzes 2009, LGBl. Nr. 71/2009 i.d.g.F., wird verordnet: 
 

§ 1 

Gegenstand der Gebühr 

 
Für die Sammlung und Behandlung von Siedlungsabfällen ist eine Abfallgebühr zu entrichten. 
 

§ 2 
Höhe der Gebühren (excl. 10 % Umsatzsteuer) 

 
1. Grundgebühr: 
 

a) Für die in Haushalten anfallenden Siedlungsabfälle ist jährlich eine Grundgebühr zu 
entrichten. 
Diese beträgt für Eigentümer von für Wohnzwecke genutzter Grundstücke pro Haushalt: 
Euro 59,70 

 
b) Für Betriebe ab 3 vollbeschäftigten Mitarbeitern am Betriebsstandort ist jährlich eine 

Grundgebühr von EUR 59,70 zu entrichten. 
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2. Für die laut Abfallordnung vorgesehene Abholung von Siedlungsabfällen bzw. 
haushaltsähnlichen Gewerbeabfällen sind zusätzlich zur Grundgebühr folgende jährliche 
Gebühren zu entrichten: 

 
a) 

Abfallbehälter/Inhalt in Liter 3-wöchiges 
Abfuhrintervall 

6-wöchiges Abfuhrintervall 

Abfalltonne mit 90 Liter €    115,34 €   57,67 

Abfalltonne mit 120 Liter €    153,79 €   76,90 

Abfalltonne mit 240 Liter €    307,58 € 153,79 

Abfallcontainer mit 700 Liter €    897,12 € 448,56 

Abfallcontainer mit 770 Liter €    986,83 € 493,42 

Abfallcontainer mit 800 Liter € 1.025,28 € 512,64 

Abfallcontainer mit 1.100 Liter € 1.409,76 € 704,88 

 
b) 

Bioabfalltonne mit 120 Liter pro entrichteter 
Abfallgebühr gemäß Zif. 1.a und 2 

 € 0,00 

Je zusätzlichem 120 l Bioabfalltonnenvolumen  € 24,28 

3.  

Je Abfallsack mit 60 Liter inklusive 
Verwaltungstangente 

€ 5,00 

Je Abfallsack mit 30 Liter inklusive 
Verwaltungstangente 

€ 2,50 

 
§ 3 

Gebührenschuldner 
 
Gebührenschuldner ist der Liegenschaftseigentümer, im Fall des Bestehens von Baurechten der 
Bauberechtigte. 
 

§ 4 
Beginn der Gebührenpflicht 

 
Die Verpflichtung zur Entrichtung der Gebühr nach § 2 beginnt mit Anfang des Monats, in dem die 
Sammlung von Abfällen von den jeweiligen Liegenschaften erstmals stattfindet und endet mit dem 
letzten Tag jenes Quartals, in welchem die Haushalts- bzw. Betriebsauflösung erfolgte. 
 

§ 5 
Fälligkeit 

 
Die Gebühren nach § 2 sind vierteljährlich, und zwar am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. eines jeden 
Jahres fällig. 
 

§ 6 
Änderung der Gebührenhöhe 

 
Eine Änderung der Höhe der Gebühren gemäß § 2 erfolgt anlässlich der Voranschlagserlassung 
(Hebesätze). 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

 
Die Rechtswirksamkeit dieser Abfallgebührenordnung beginnt mit dem auf den Ablauf der 
Kundmachungsfrist folgenden Tag. 
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Die Abfallgebührenordnung vom 16.12.2010 tritt mit gleichem Tag außer Kraft. 
 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Sachverhalt bzw. die Änderungen der 
Abfallgebührenordnung zur Kenntnis und ergänzt, dass in der Fraktionsbesprechung die 
Abfallgebührenordnung durchgegangen und ausführlich behandelt wurde. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorliegenden Verordnungsentwurf der 
Abfallgebührenordnung die Zustimmung zu erteilen. 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 
 

6. Voranschlagsvergleichsrechnung - Neufestsetzung der Abweichungsgrenzen 
 
Sachverhalt: 
 
Der Gemeinderat als zuständiges Organ für den Rechnungsabschluss hat gemäß VRV 2015 § 16 
zu entscheiden, ab welchem Ausmaß Abweichungen zu begründen sind. 
 
Mit dem Gemeinderatsbeschluss „Beschlussfassung über die Höhe des Unterschiedsbetrages 
gemäß § 73 Z. 8 Oö. GemHKRO (Oö. Gemeindehaushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung)“ vom 
03.04.2003 wurde beschlossen, dass Abweichungen des Rechnungsabschlussbetrages zum 
Voranschlag in der Höhe von € 1.000,00 und mehr als 5% im Rechnungsabschluss zu begründen 
sind. 
 
Seit diesem Beschluss hat sich alleine die GWG-Grenze (geringwertige Wirtschaftsgüter) von  
€ 400,00 auf derzeit € 800,00 und ab 2024 auf € 1.000,00 erhöht. 
 
Um - im Sinne einer effizienten und ökonomischen Verwaltung - die Anzahl der im 
Rechnungsabschluss zu begründenden Abweichungen zum Voranschlag zu reduzieren, wird eine 
Erhöhung der Toleranzgrenze vorgeschlagen. 
 
Im Rechnungsabschluss 2022 waren ~ 150 Abweichungen gegenüber dem Ergebnis- und 
Finanzierungsvoranschlag zu begründen. Durch die beabsichtigte Erhöhung des Mindestbetrages 
auf € 3.000,-- würde sich die Anzahl der zu begründenden Abweichungen um ~ 1/3 reduzieren.  
 
Dem Gemeinderat wird daher die Empfehlung unterbreitet, ab dem Finanzjahr 2024, die 
Neufestsetzung der Toleranzgrenze für die Voranschlagsvergleichsrechnung auf „ab 5% und 
mindestens € 3.000,--" festzusetzen. 
 
In der Prüfungsausschusssitzung am 07. Dezember 2023 wurde dieses Thema erörtert und der 
Ausschuss spricht sich für die Umsetzung in der dargelegten Form aus. 
 
 
 



 

Gemeinderat 14.12.2023 
Seite 17 von 29 

 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Sachverhalt zur Neufestsetzung der 
Abweichungsgrenzen des Rechnungsabschlussbetrages zur Kenntnis. 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen, die sich auf das Verhandlungsergebnis auswirken. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Festsetzung der Toleranzgrenze für die 
Voranschlagsvergleichsrechnung ab dem Finanzjahr 2024 folgendermaßen festzulegen: 

• ab 5 % des veranschlagten Betrages und zugleich mindestens € 3.000,-- 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 

7. Prüfungsbericht des Gemeindeprüfungsausschusses vom 07. Dezember 2023 
 
Sachverhalt: 
 
Prüfungsausschussobmann Robert Emmer wird über die Prüfungsausschuss-Sitzung vom                       
07. Dezember 2023 berichten, der folgende Tagesordnung zu Grunde lag: 
 
1. Prüfung der Gebarung 
2. Voranschlag 2024 / MEFP 2024 - 2028 
3. Prüfung der Belege vom 16.09.2023 bis 30.11.2023 
4. Prüfbericht an den Gemeinderat 
5. Allfälliges – Anfragen – Anregungen 
 
 

Beratungsverlauf: 
 
Prüfungsausschussobmann Robert Emmer bringt dem Gemeinderat den Prüfbericht über die 
Prüfungsausschuss-Sitzung vom 07.12.2023 zur Kenntnis und bedankt sich für die gute 
Aufbereitung der Unterlagen und die Beantwortung der Fragen. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorgelegten Prüfbericht die Zustimmung zu erteilen. 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
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8. Voranschlag für das Finanzjahr 2024 
 
Sachverhalt: 
 
Gemäß OÖ Gemeindeordnung 1990 idgF § 76 Abs. 3 wurde der Entwurf des 
Gemeindevoranschlages fristgerecht kundgemacht und eine Ausfertigung desselben jeder Fraktion 
übermittelt und über eine Woche im Gemeindeamt während der Amtsstunden zur öffentlichen 
Einsicht aufgelegt. Der Entwurf wurde auch auf der Homepage der Gemeinde veröffentlicht. 
 
Der Voranschlagsentwurf für das Finanzjahr 2024 wurde in der Sitzung des Prüfungsausschusses 
vom 07. Dezember 2023 durchgearbeitet und vom Gremium in der vorliegenden Form bestätigt.  
 
 
Der Entwurf des Voranschlages für das Finanzjahr 2024 stellt sich folgendermaßen dar: 
 
Wesentliche Kennzahlen sind im Vorbericht zum Voranschlag 2024 abgebildet. Dieser 
Vorbericht ist Bestandteil des zur Einsichtnahme aufliegenden Voranschlagsentwurfes für 
das Finanzjahr 2024.  
 
ERGEBNIS DER LAUFENDEN GESCHÄFTSTÄTIGKEIT  
 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 
 

Mittelaufbringung (Einzahlungen) €     3.432.000,00 

Mittelverwendung (Auszahlungen) €     3.585.000,00 

Saldo  €    -   153.000,00 

zum Haushaltsausgleich wird laut Oö. Gemeinde-
Haushaltsausgleichssicherungsgesetz 2020 gemäß § 75               Abs. 
4a eine allgemeine Haushaltsrücklage herangezogen 

 

 
Nachstehend sind die ausschlaggebensten Haushaltspositionen für die Änderung des Ergebnisses 
der laufenden Geschäftstätigkeit im Vergleich zum Nachtragsvoranschlag 2023 
(Finanzierungshaushalt) angeführt: 
 

HH Ansatz Post Ansatzbezeichnung Postbezeichnung FH-VA 2023 FH-VA 2024 DIFFERENZ 

1 419000 752000 
Sonstige Einrichtungen und 
Maßnahmen  

LTZ an Sozialhilfeverband (SHV-
Umlage)  

395.000,00  433.500,00  -38.500,00  

1 562000 751000 Sprengelbeiträge  LTZ an Land (Krankenanstaltenbeiträge)  437.800,00  471.800,00  -34.000,00  

1 080000 751100 Pensionen  
LTZ an Land DN+DG Pensionsbeitrag 
(Beamte)  

125.000,00  131.000,00  -6.000,00  

1 930000 751000 Landesumlage  LTZ an Land (Landesumlage)  50.600,00  54.700,00  -4.100,00  

1 690000 751700 OÖ Verkehrsverbund  
Beitrag OÖ Nah- und 
Regionalverkehrskonzept (§ 3 Abs. 2)  

9.200,00  11.700,00  -2.500,00  

1 024000 729000 Wahlangelegenheiten  
Sonstige Ausgaben (Wahlbehörde, 
Gemdat,...)  

0,00  2.000,00  -2.000,00  

1 510000 751100 
Medizinische 
Bereichsversorgung  

Pensionen und sonst. Ruhebezüge  7.300,00  9.100,00  -1.800,00  

1 211000 600100 Volksschule  Fernwärme  10.700,00  12.300,00  -1.600,00  

1 000000 753100 Gewählte Gemeindeorgane  
Pensionsbeiträge BGM 
(Anrechnungsbeitrag DN+DG)  

14.300,00  15.600,00  -1.300,00  

1 528000 755000 Tierkörperbeseitigung  
LTZ an Unternehmungen 
(Tierkörperverwertung)  

10.600,00  11.900,00  -1.300,00  

1 273000 400000 Volksbüchereien  
Geringwertige Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens  

300,00  1.300,00  -1.000,00  

1 062000 413000 
Ehrungen und 
Auszeichnungen  

Ausgaben für Ehrungen, 
Auszeichnungen,... Jungbürgerfeier  

1.800,00  2.800,00  -1.000,00  

1 010000 600000 Zentralamt  Strom  2.600,00  3.600,00  -1.000,00  

1 024000 630000 Wahlangelegenheiten  Postdienste  0,00  1.000,00  -1.000,00  

1 211000 631000 Volksschule  Telekommunikationsdienste  3.600,00  4.600,00  -1.000,00  
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1 010000 728000 Zentralamt  
Entgelte für sonstige Leistungen 
(Gemdat, Ricoh, GISDAT, BRZ, 
Kommunalnet,...)  

43.000,00  44.000,00  -1.000,00  

1 530000 757000 Rettungsdienste  
LTZ an priv. Institutionen 
(Rettungsbeitrag)  

14.200,00  15.200,00  -1.000,00  

1 840000 001000 Grundbesitz  Unbebaute Grundstücke  1.200,00  0,00  1.200,00  

1 831000 720000 Freibäder (Badesee)  BK Freizeitanlage (Badesee)  20.100,00  17.800,00  2.300,00  

1 771000 729000 
Maßnahmen zur Förderung 
des Tourismus  

Sonstige Aufwendungen  2.300,00  0,00  2.300,00  

1 220000 720000 Berufsbildende Pflichtschulen  Schulerhaltungsaufwand  8.000,00  5.000,00  3.000,00  

1 212000 720000 
Hauptschulen (Neue 
Mittelschulen)  

Gastschulbeiträge  97.900,00  92.400,00  5.500,00  

1 851000 720000 
Betriebe der 
Abwasserbeseitigung  

LTZ an RHV Weibern Kläranlage BK  111.500,00  106.000,00  5.500,00  

1 010000 070000 Zentralamt  Software-Ankauf  10.700,00  0,00  10.700,00  

            ungünstiger -69.600,00  

 
HH Ansatz Post Ansatzbezeichnung Postbezeichnung FH-VA 2023 FH-VA 2024 DIFFERENZ 

2 940000 861400 Bedarfszuweisungen  
LTZ vom Land (Pauschalzuschuss, 
Sonder-BZ)  

48.400,00  0,00  -48.400,00  

2 562000 861000 Sprengelbeiträge  Einmaliger Zuschuss aus Landesmittel  33.200,00  0,00  -33.200,00  

2 940000 861300 Bedarfszuweisungen  
LTZ vom Land FAG § 25 Abs. 2 (BZ 
zur Finanzkraftstärkung)  

150.000,00  137.800,00  -12.200,00  

2 211000 863000 Volksschule  AMS für Altersteilzeit  5.500,00  0,00  -5.500,00  

2 519100 860000 Corona-Virus  
Transfers von Bund, Bundesfonds und 
Bundeskammern (Corona)  

5.200,00  0,00  -5.200,00  

2 240000 863000 Kindergärten  AMS für Altersteilzeit  3.300,00  0,00  -3.300,00  

2 240000 810100 Kindergärten  Nachmittagsbetreuung  4.500,00  3.300,00  -1.200,00  

2 851000 852000 
Betriebe der 
Abwasserbeseitigung  

Benützungsgebühren 
(Abwasserkanal)  

194.000,00  195.000,00  1.000,00  

2 851000 852100 
Betriebe der 
Abwasserbeseitigung  

Kanalgrundgebühr  80.000,00  81.000,00  1.000,00  

2 080000 868000 Pensionen  
Pensionsbeiträge Beamte (DN-
Beitrag)  

13.400,00  14.700,00  1.300,00  

2 941000 860200 
Sonstige 
Finanzzuweisungen nach 
dem FAG  

LTZ vom Bund FAG § 25 (ehem § 24 
Z.2)  

7.500,00  14.000,00  6.500,00  

2 940000 861000 Bedarfszuweisungen  LTZ vom Land (Strukturfonds)  146.000,00  155.100,00  9.100,00  

2 240000 861400 Kindergärten  
LTZ von Ländern (Landesbeitrag für 
Kinderbetreuungseinrichtung)  

125.200,00  138.000,00  12.800,00  

2 240000 861100 Kindergärten  
LTZ von Ländern (Personalaufwand - 
Stützkraft)  

0,00  14.000,00  14.000,00  

2 920000 833000 
Ausschließliche 
Gemeindeabgaben  

Kommunalsteuer  140.000,00  155.000,00  15.000,00  

2 562000 828000 Sprengelbeiträge  Rückersätze von Ausgaben  3.100,00  32.100,00  29.000,00  

2 240000 861001 Kindergärten  
LTZ vom Land FAG § 23 
(Zukunftsfonds)  

0,00  38.500,00  38.500,00  

2 925000 859000 
Ertragsanteile an 
gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben  

Ertragsanteile Restbeträge (abgest. 
Bev.Schl.)  

1.512.000,00  1.572.100,00  60.100,00  

      günstiger 79.300,00  

        
      NVA 2023 -132.900,00  
     Ausgaben ungünstiger -69.600,00  
     Einnahmen günstiger 79.300,00  
    Vergleich Schuldennachweise Tilgungen günstiger 20.400,00  
    Vergleich Schuldennachweise Zinsen ungünstiger -39.800,00  
    Vergleich Schuldennachweise Ersätze ungünstiger -24.600,00  
    Vergleich MVAG 321  Personalaufwand günstiger 18.300,00  

     Instandhaltungen ungünstiger -3.000,00  

      ERGIBT -151.900,00  
        
      VA 2024 -153.000,00  
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Finanzierungshaushalt gesamt  
 

Mittelaufbringung €     4.307.100,00 

Mittelverwendung €     4.123.400,00 

Ergebnis (Saldo 5) €    +  183.700,00 

 

Ergebnishaushalt gesamt  
 

Mittelaufbringung €     4.074.400,00 

Mittelverwendung €     4.042.300,00 

Ergebnis (Saldo 00) €       + 32.100,00 

 
 

HEBESÄTZE FÜR 2024 gemäß Voranschlagserlass: 

Grundsteuer A      500 % der Bemessungsgrundlage 
Grundsteuer B      500 % der Bemessungsgrundlage 
 
Hundeabgabe  Wachhund    € 20,00 
   jeder sonstiger Hund   
   je Hund    € 50,00* 
 
*) Anpassung von € 40,-- auf € 50,-- gemäß den Richtlinien Gemeindefinanzierung NEU vom 02.10.2023 /            
Amt der Oö. Landesregierung – Direktion Inneres und Kommunales 
 

Kanal 
 

Kanalbenützungsgebühr 
 
- Benützungsgebühr      €     3,45 / m³ inkl. 10 % USt. 
- Benützungsgebühr nach EGW    € 142,47 / EGW jährlich inkl. 10 % USt. 
 
Im Voranschlagserlass vom Amt der Oö. Landesregierung für 2024 ist zu den Benützungsgebühren 
folgendes ausgeführt: 
 

„2.8.2. Benützungsgebühren 
Die Oö. Landesregierung hat in ihrer Sitzung am 06. November 2023 beschlossen, die aktuell 
gültigen Mindestgebühren für das Jahr 2024 weiterzuführen. 
 
Begründet wurde diese Verlängerung mit der überdurchschnittlich steigenden Inflation, welche alle 
Bereiche des täglichen Lebens betrifft. Deshalb soll die Gebührenregelung in zwei wesentlichen 
Bereichen der kommunalen Daseinsvorsorge nicht zu zusätzlichen Belastungen für Bürgerinnen und 
Bürger führen. 
 
Aus diesem Grund werden die von den Gemeinden einzuhebenden Mindestbenützungsgebühren 
für das Jahr 2024 (unverändert gegenüber den Jahren 2022 und 2023) festgelegt. 
Hinweis: Im Rahmen der Gemeindeautonomie können die Benützungsgebühren auch weiterhin über 
dem Niveau der Mindestgebühren festgesetzt werden. 
 

Es ist daher beabsichtigt die Kanalbenützungsgebühren sowie die Kanalgrundgebühren für das Jahr 
2024 nicht anzuheben und die Gebühren aus dem Finanzjahr 2022 beizubehalten.“  
 
In den Hebesätzen 2024 ergeben sich daher keine Veränderungen.  
 
Grundgebühr  
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- unbebaute oder –bewohnte Grundstücke 
  pro vorhandener Einmündungsstelle    € 238,80 inkl. USt. 
 

- pro für Wohn-, Geschäfts- oder Betriebszwecke genutztem Grundstück bei einer 
Verrechnungsfläche  
 
  bis 200 m²     €  143,26 inkl. USt.  
  bis 400 m²    €  191,04 inkl. USt.  
  ab  400 m²    € 238,80 inkl. USt.  
 
Kanal-Anschlussgebühr 
 
Kanalanschlussgebühr:  Mindestgebühr €        4.591,40 inkl. USt. (2023: € 4.291,10) 
je m² Verrechnungsfläche     €             30,62 inkl. USt. (2023: €      28,61) 
 
gemäß Voranschlagserlass für 2024 von € 4.291,10 auf € 4.591,40 (inkl. USt.) zu erhöhen                              

(+ 7,00 %); Anpassung der Verrechnungsfläche je m² von € 28,61 auf € 30,62 (inkl. USt. / Vorgabe 

Mittelwert gemäß Schreiben der Aufsichtsbehörde vom 06. Dezember 2011, IKD(Gem)-540000/67-

2011-Ram/Vi, Quotient zwischen 130 und 170 m²) 

 

Kanal Indirekteinleitung:  
 

Pauschalgebühr Indirekteinleiter für 1. Teilstrom  € 1.218,97 inkl. USt. (2023: € 1.148,99) 
Pauschalgebühr Indirekteinleiter für jeden  
weiteren Teilstrom      €    754,58 inkl. USt. (2023: € 711,26) 
 

Abfallgebühr: 
 

Abfuhrgebühr                   €   0,078/l inkl. USt.  
Grundgebühr pro Haushalt                  € 65,67 / jährlich inkl. USt. 
 
Bioabfallgebühr 
 
je zusätzlicher 120 l Bioabfalltonne              €   26,70/Jahr inkl. USt. 
 
Für das Finanzjahr 2024 ist eine Erhöhung der Abfallgebühren von 6 % notwendig, um das 
erforderliche ausgeglichene Ergebnis bei der Abfallbeseitigung erreichen zu können. Die 
Notwendigkeit für die Erhöhung begründet sich im Wesentlichen aus den Anpassungen der 
Transport- und Entsorgungskosten sowie des Abfallwirtschaftsbeitrages (Mitteilung BAV 
Grieskirchen – BAV-Inform Nr. 3/2023 vom 01.12.2023).  
 
 

ERMESSENSAUSGABEN 2024: 

Folgende Ermessensausgaben (freiwillige Ausgaben) sind im Voranschlagsentwurf für das 
Finanzjahr 2024 enthalten: 
 
Gemeinden, die Mittel aus dem Härteausgleichsfonds beanspruchen, haben die im Bereich 
„Freiwillige Ausgaben und Subventionen, Feste und Feiern, Ehrungen und Auszeichnungen“ 
definierte Ausgabenobergrenzen einzuhalten.  
 
Die Aufstellung der freiwilligen Ausgaben entspricht den ursprünglichen Kriterien vom 30.10.2018 
für Härteausgleichsgemeinden und dies hat ergeben, dass keinerlei Kürzungen notwendig wären, 
jedoch auch keine finanziellen Spielräume bestehen. Dies stellt sich wie folgt dar: 
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Freiwillige Ausgaben Finanzkraft 2022 1.734.117,35 

 davon  max. 2% 34.682,35 
 laut BH: Finanzierungshaushalt 
 VA 2024 

1/0610-7570 Schwarzes Kreuz 58,40 

1/0610/7571 Förderung Seniorenbund 150,00 

1/0610-7571 Förderung Pensionistenverband 150,00 

1/0610-7571 Förderung Kameradschaftsbund 150,00 

1/0620-4130 Ehrungen und Auszeichnungen 1.800,00 

1/0620-4130 Jungbürgerfeier 2024 1.000,00 

1/0630-7290 Städtekontakte und Partnerschaft 0,00 

1/0940-7290 Förderung der Betriebsgemeinschaft  0,00 

1/2390-7680 Schulveranstaltungen 2.200,00 

1/2590-7570 Förderung Spielegruppe 150,00 

1/2620-7570 Förderung UNION 1.455,00 

1/2620-7570 Übernahme Wasser/Kanal für UNION  1.545,00 

1/2620-7570 Förderung Naturfreunde 585,00 

1/2820-7680 Fahrtkostenzuschuss für Studenten 0,00 

1/3220-7570 Förderung Musikverein 2.765,00 

1/3220-7570 
Beitrag Bezirks-Blasmusikverband (Beschluss 
Bürgermeisterkonferenz) 75,00 

1/3220-7570 Förderung Liedertafel 150,00 

1/3220-7570 Förderung Jagdhornbläser 150,00 

1/3220-7570 Förderung HausRock Musikanten 100,00 

1/3220-7571 Betriebskosten für Musikverein 1.500,00 

1/3240-7571 Förderung Volkstanzgruppe 150,00 

1/3240-7571 Förderung Theatergruppe 0,00 

1/3240-7572 Förderung Kulturgut Hausruck 500,00 

1/3600-7571 
Beitrag Schloss Tollet KULTURAMA  
(Beschluss Bürgermeisterkonferenz) 200,00 

1/3601-7570 Betriebskosten für Krippenbauschule 1.000,00 

1/3620-7570 Förderung Bergknappen 365,00 

1/3810-7290 
Ausgaben für kulturelle Angelegenheiten 
(Kulturausschuss) 1.000,00 

1/4190-7290 Gemeindealtentag 2.500,00 

1/4390-7680 Säuglingspakete, Windelgutscheine 1.500,00 

1/4690-7290 Gesunde Gemeinde (Generationenausschuss) 1.000,00 

1/4690-7680 Sozialfonds Geboltskirchen 1.000,00 



 

Gemeinderat 14.12.2023 
Seite 23 von 29 

 

 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zum Voranschlag für das 
Finanzjahr 2024 zur Kenntnis und führt die größten Steigerungspositionen wie die 
Krankenanstaltungenbeiträge, Sozialhilfeverbandsumlage und Landesumlage an. 
 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer ergänzt, dass die wesentlichsten Abweichungen zum 
Nachtragsvoranschlag 2023 in der Aufstellung aufgelistet sind und so die Ergebnisveränderung gut 
nachvollziehbar ist. Für das Finanzjahr 2024 kann der negative Saldo beim Ergebnis der laufenden 
Geschäftstätigkeit noch mit vorhandenen Eigenmitteln ausgeglichen werden. Sollte die Prognose für 
2025 laut MEFP eintreten, verfügen wir über keine weiteren Rücklagen mehr die für den 
Haushaltsausgleich herangezogen werden könnten. 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger stellt die Anfrage inwieweit das Ergebnis für das Haushaltsjahr 2023 
schon abschätzbar ist. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt: eine konkrete Aussage kann noch nicht getroffen 
werden, jedoch werden wir mit höchster Wahrscheinlichkeit unter den Werten des 
Nachtragsvoranschlages bleiben. Mit den nunmehr veranschlagten Abgängen 2023 und 2024 
würden mit Jahresende 2024 noch Eigenmittel in der Höhe von € 37.900,-- vorhanden sein. Es ist 
zu hoffen, dass die Gemeinden noch finanzielle Unterstützung erfahren, denn ansonsten werden 
sehr viele in den Härteausgleich kommen. Wie schon bei der letzten Prüfungsausschusssitzung 
besprochen, wird man vorerst einmal die Entwicklung beobachten und wenn es erforderlich wird 
muss man sich dann im kommenden Finanzjahr eingehend mit den Härteausgleichskriterien 
auseinandersetzen. 
 
GR Robert Emmer nimmt Bezug auf die Prüfungsausschusssitzung, in der auch schon über einen 
möglichen Härteausgleich ab 2025 gesprochen wurde. Es stellt sich für ihn die Frage, ob nicht schon 
im Jahr 2024 begonnen werden sollte die Richtlinien umzusetzen und Einsparungen zu treffen. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt, dass unsere Finanzgebarung immer schon sehr 
sparsam war, da wir in der Vergangenheit lange Zeit Abgangsgemeinde waren und die 
entsprechenden Vorgaben zu erfüllen hatten. Diese Bedingungen haben wir weitergeführt und 
deshalb sieht er ein eher geringes Einsparungspotential. Ein Bereich bei den Einsparungen würden 
den Büchereibetrieb betreffen. Ein weiterer betrifft die Kanalgebühren, die dann um zumindest 80 
Cent pro Kubikmeter anzuheben sind. 
AL Herbert Bischof ergänzt: im Zuge der Gemeindefinanzierung NEU haben wir gemeinsam mit 
einem Prüforgan der Aufsichtsbehörde unsere Finanzen ausgabenseitig durchgesehen, inwieweit 
wir die Kriterien für den Härteausgleich erfüllen würden. Damals kamen wir zum Ergebnis, dass der 
Großteil bereits erfüllt wird und daher im Ausgabenbereich das Einsparungspotential als gering zu 
bewerten ist. Fakt ist, dass beim Härteausgleich an der Gebührenschraube gedreht wird und dann 
höhere Beiträge einzuheben werden. 
 

1/5220-7260 Klimabündnisbeitrag 500,00 

1/5290-7290 
Ausgaben für Umweltangelegenheiten 
(Umweltausschuss) 1.000,00 

1/7420-7570 Förderung Imkerverein 150,00 

1/7420-7680 Beitrag an die Ortsbauernschaft 2.000,00 

1/7490-6700 Waldbrandversicherung 300,00 

1/7820-7260 Mitgliedsbtrg. Leader+ I.S.E (über € 1,60 je EW) 400,00 

1/7890-7550 Lehrlingsförderung 1.000,00 

  28.548,40 
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Bgm. Friedrich Kirchsteiger fährt mit seinen Ausführungen fort und erläutert die Hebesätze für 2024 
bzw. erklärt er, dass es im kommenden Jahr bei den Kanalbenützungsgebühren wieder zu keinen 
Erhöhungen kommt, da die Mindestbenützungsgebühren vom Land OÖ unverändert gegenüber 
2022 festgelegt wurden, um nicht zusätzliche Belastungen für die Bevölkerung zu schaffen. 
 
GR Gerhard Gebetsroither erklärt, dass er die Erhöhung der Hundeabgabe eher unter symbolischer 
Charakter einstuft und ein negatives Zeichen in Richtung Hundehalter ist. Die notwendige Erhöhung 
bei den Abfallgebühren aufgrund der allgemeinen Teuerung findet er schade, da hier die 
Bevölkerung mit Mehrkosten belastet wird. 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger ergänzt, dass im Abfallbereich die gestiegenen Transportkosten leider 
weitergegeben werden müssen, da wir für diese Sparte kostendeckend zu budgetieren haben. 
 
GR DI (FH) Wolfgang Angleitner stellt die Anfrage, ob und welche Änderungen es bei den freiwilligen 
Ausgaben zum Vorjahr gibt. 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt, dass keine Änderungen vorgenommen wurden. Bei der 
Ausschöpfung der Voranschlagsposten liegt es dann an der Beantragung von Seiten der 
Begünstigten.  
Vbgm. Rudolf Waldenberger ergänzt, dass bei der Genehmigung der freiwilligen Ausgaben eine 
sehr hohe Disziplin gelebt wird und hier die Kriterien des Härteausgleiches schon eingehalten 
werden. Eine gewisse Reserve einzuplanen ist sinnvoll, denn es kamen in der Vergangenheit schon 
gelegentlich Förderansuchen von Vereinen im laufe des Jahres herein, wo man dann noch 
unterstützen konnte. 
 
Es erfolgten keine weiteren Wortmeldungen mehr, die sich auf das Verhandlungsergebnis 
auswirkten. 
 
 

Antrag 1: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt, dem vorliegenden Voranschlag für das Finanzjahr 2024 die 
Zustimmung zu erteilen. 
 
 

Antrag 2: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Hebesätze für das Finanzjahr 2024 in der vorliegenden 
Form zu genehmigen. 
 
 

Beschluss 1: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 

Beschluss 2: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 

9. Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan (MEFP) 2024 - 2028 
 
Sachverhalt: 
 
Gemäß dem Österreichischen Stabilitätspakt 2012 haben Bund, Länder und Gemeinden ihre 
mittelfristige Finanzplanung für den Zeitraum Voranschlag plus vier Folgejahre zu erstellen. 
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Der MEFP § 76a OÖ. GemO 1990 ist zugleich mit dem Voranschlagsentwurf 2024 dem Gemeinderat 
zur allfälligen Anpassung an geänderte Verhältnisse und zur Fortführung für die Jahre 2024 bis 2028 
vorzulegen.  
 
Im Zusammenhang mit der Gemeindefinanzierung NEU kommt dem MEFP im Hinblick auf die 
Realisierung künftiger investiver Einzelvorhaben eine wesentliche Bedeutung zu. Der MEFP muss 
die Prioritätenreihung der investiven Einzelvorhaben und den Nachweis der verfügbaren Eigenmittel 
der Gemeinde abbilden. 
 
Die Beantragung von Bedarfszuweisungen für investive Einzelvorhaben ohne entsprechende 
Prioritätenreihung im MEFP (incl. der Darstellung der Verfügbarkeit der erforderlichen Eigenmittel) 
ist nicht möglich. Die Prioritätenreihung von investiven Einzelvorhaben während des Finanzjahres 
kann nur durch Gemeinderatsbeschluss abgeändert werden. 
 
Neben der Abbildung der Kosten und der Finanzierung investiver Einzelvorhaben einschließlich des 
Nachweises über die zeitgerechte Verfügbarkeit der Eigenmittel sind für den Bereich der laufenden 
Geschäftstätigkeit entsprechende Folgekostenberechnungen anzustellen und im MEFP zu 
berücksichtigen. Die Gesamtfinanzierung kann neben dem Eigenanteil der Gemeinde 
Investitionszuschüsse, wie beispielsweise Bedarfszuweisungsmittel, Landeszuschüsse, Leistungen 
von Vereinen, Privaten bzw. Körperschaften, Veräußerungserlöse etc. enthalten. 
 
Im Hinblick darauf, dass der MEFP die Grundlage für die Projektplanungen und die diesbezüglichen 
Abstimmungen mit den zuständigen Regierungsmitgliedern darstellt, werden der vom Gemeinderat 
beschlossene Voranschlag und MEFP, auch im eigenen Interesse der Gemeinden, unverzüglich der 
Aufsichtsbehörde vorzulegen sein. (sh. § 77 Oö. GemO 1990). 
 
Der MEFP hat folgende Bestandteile zu enthalten: 
 

• Für jedes Haushaltsjahr des mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplans sind der 
Gesamthaushalt und die Bereichsbudgets auf MVAG-Ebene 2 auszuweisen 

• Zusammenfassung aller geplanten Vorhaben zum mittelfristigen Investitionsplan der 
Planperiode der Jahre 2024 – 2028 gereiht nach Prioritäten 
Priorität 1: Aufbahrungshalle samt Vorplatz 
Priorität 2: FF – Ankauf TLF-B 4000 

• Detaildarstellung der Kosten und Finanzierung je Vorhaben (inkl. Nachweis der 
Eigenmittelaufbringung) in der Planperiode der Jahre 2024 – 2028 = Nachweis über die 
Investitionstätigkeit 

• Darstellung der erwarteten Entwicklung des Maastricht-Ergebnisses der Jahre 2024 – 2028. 
 

Ergebnis der laufenden 
Geschäftstätigkeit 

 

FJ 2024 -  153.000 

FJ 2025 -  143.500 

FJ 2026 -  161.400 

FJ 2027 -  158.300 

FJ 2028 -  212.500 

 

Finanzierungshaushalt gesamt SA5: Saldo 5  

FJ 2024 +  183.700 

FJ 2025 -  113.600 

FJ 2026 -  131.500 

FJ 2027 -  128.400 

FJ 2028 -  182.600 
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Ergebnishaushalt gesamt  SA00: Saldo 00  

FJ 2024 +   32.100 

FJ 2025 -  199.200 

FJ 2026 -  198.300 

FJ 2027 -    92.300 

FJ 2028 -  232.800 

 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag mit den Eckdaten zum 
Mittelfristigen Ergebnis – und Finanzplan 2024 – 2028 zur Kenntnis, der auch die gegenüber dem 
Vorjahr unveränderte Prioritätenliste aller geplanten investiven Vorhaben beinhaltet.  
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem Mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan 2024 – 2028 
mit 
der Prioritätenreihung die Zustimmung zu erteilen 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 
 

10. Kassenkredit für das Finanzjahr 2024 
 
Sachverhalt: 
 
 
Der Kassenkreditvertrag für das Finanzjahr 2024 muss neu abgeschlossen werden. Die Aufnahme 
dieses revolvierenden Kontokorrentkreditvertrages ist der Höhe nach mit maximal einem Viertel der 
laufenden Geschäftstätigkeit gemäß dem Gemeindevoranschlag des laufenden Haushaltsjahres im 
Finanzierungshaushalt begrenzt. (Mittelaufbringung OH € 3.381.500,--).  
 
Zur Anbotslegung für den Kassenkredit 2024 wurden folgende Banken – mit denen wir bereits in 
Geschäftsverbindung stehen – eingeladen: 
 

• Raiffeisenbank Region Hausruck – BST Geboltskirchen 

• Volksbank OÖ AG – Filiale Grieskirchen 

• BAWAG P.S.K. Bank AG 

• Bank Austria AG 

• Sparkasse Ried-Haag 

• Kommunalkredit Austria AG 

• HYPO Oberösterreich AG 
 
Das Ausschreibungsergebnis des Kassenkreditvertrages für 2024 das sich wie folgt darstellt 
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Anbotseröffnungsprotkoll 
 
Anbotsgegenstand:  Kassenkredit 2024 in der Höhe von € 700.000,00 
 
Angebotseröffnung: Montag, 11. Dezember 2023 – 12:00 Uhr 
 

Anbotsteller Zinssatz Anmerkungen 

Raiffeisenbank 
Geboltskirchen 

Basis 3 Monats-Euribor + Aufschlag 0,480 % *) 
Bereitstellungsgebühr für nicht ausgenützten 
Rahmen 0,125 % 

kal 360 

BAWAG P.S.K. AG Basis 3 Monats-Euribor + Aufschlag 0,650 % *) 
Bereitstellungsgebühr einmalig € 200,-- 

kal 360 

Bank Austria AG UnciCredit keine Anbotslegung aufgrund 
geschäftspolitischer Überlegungen 

 

Volksbank OÖ AG keine Anbotslegung aufgrund 
geschäftspolitischer Überlegungen 

 

Sparkasse Ried-Haag Basis 3 Monats-Euribor + Aufschlag 0,480 % *) 
 

Kommunalkredit Austria AG Keine Anbotslegung  

HYPO Oberösterreich AG Basis 3 Monats-Euribor + Aufschlag 0,25 % 
(Mindestzinssatz: 0,250 % p.a.) 
Rahmenprovision: 0,350 % 

kal 360 

 
*) wenn der Indikator (3-Monats-Satz-EURIBOR) unter einem Wert von 0 % liegt, wird als Indikator 
für die Zinssatzanpassung ein Wert von Null herangezogen 
 
Aufgrund der vorgelegten Angebote ist das Offert der Sparkasse Ried-Haag. unter den angebotenen 
Rahmenbedingungen das des Billigstbieters.  
 
Im Zuge der Vergabe des Kassenkreditkontos an die Sparkasse Ried-Haag besteht die 
Notwendigkeit ein Kassenkreditkonto bei diesem Bankinstitut zu führen. Die Kosten dafür stellen 
sich wie folgt dar: 
 
Kontoführung: 

MBS-E-BANKING-Nutzungsentgelt á € 12,-- / Monat €  144,00 
€ 25,-- / Quartal (Kontoführung) € 100,00 

Gesamtkosten Kontoführung + ELBA €  244,00 

 

Da die Raiffeisenbank Region Hausruck – BST Geboltskirchen eine Bereitstellungsgebühr von    
0,125 % für den nicht ausgenützten Rahmen verrechnet, würde dies entsprechende Kosten 
verursachen. Im vergangenen Jahr musste der Kassenkredit kein einziges Mal in Anspruch 
genommen werden, da entsprechende Guthabenswerte am Girokonto waren. Unter der Annahme 
der angebotenen Konditionen würde dies eine Rahmenbereitstellungsprovision von € 875,-- im Jahr 
bedeuten.  
 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gremium das Ausschreibungsergebnis für den Kassenkredit 
2024 zur Kenntnis. Demnach ist das Angebot der Sparkasse Ried-Haag das des Billigstbieters. 
Weiters erklärt er, dass nicht die höchstmögliche Kassenkreditsumme ausgeschöpft wird, da dies 
die Liquiditätslage auch nicht erfordere. 
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AL Herbert Bischof ergänzt zum Angebot der Sparkasse, dass auch eine sehr attraktive 
Habenzinskondition angeboten wurde. Es wird diesbezüglich noch ein Gespräch mit der 
Raiffeisenbank geführt, da sich auf dem dortigen Geschäftskonto der Gemeinde die Bankguthaben 
befinden und daher auch entsprechende Zinserträge zu lukrieren sind. 
 
 

Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorliegenden Kassenkredit der Sparkasse Ried-Haag für 
das Finanzjahr 2024 in der Höhe von € 700.000,-- die Zustimmung zu erteilen. 
 
 

Beschluss: 
 
Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt. 
 
 
 

11. Allfälliges - Anfragen - Anregungen 
 
 
 

Beratungsverlauf: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger informiert: 
 

• Wie schon in der Fraktionsbesprechung ausgeführt, hat er nach der letzten Gemeinderatssitzung 

der Planungsfirma wegen einem 5G-Handymastenstandort mitgeteilt, dass sich der Standpunkt 

der Gemeinde Geboltskirchen zur 5G-Freiheit nicht geändert hat. Mittlerweile hat er auch mit 

Bgm. Wolfgang Klinger gesprochen und dieser hat ihm gesagt, dass in Gaspoltshofen keine 

Anfrage wegen einer Umwidmung für einen Handymasten vorliegt. 

 

• Wegen der Auflassung des Mühlbaches in Piesing gab es einen Lokalaugenschein mit der 

Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen, dem Gewässerbezirk und Sachverständigen von 

Geologie und Naturschutz. Nun wurde der Bescheid ausgestellt, dass es sich um kein Gewässer 

mehr handelt. Somit kann dies bei der Planung des Filterbeckens für die Entwässerung der 

Landesstraße bzw. für die Errichtung vom Geh- und Radweg von Piesing nach Erlet 

Berücksichtigung finden.  

 

• Die Pfarre St. Martin im Innkreis hat sich bei uns gemeldet und hat die Aufbahrungshalle 

besichtigt, da sie selber gerade die Planungen für einen Neubau, Umbau oder Zubau starten. Wir 

haben dies auf Ersuchen von unserem Pfarrer übernommen, da er terminlich verhindert war. Den 

Pfarrvertretern hat unsere Aufbahrungshalle sehr gut gefallen. 

 
 
Vbgm. Rudolf Waldenberger informiert, dass der Krippenbauverein schon wieder sehr aktiv ist und 
bereits die Aufbauarbeiten für den Krippenweg passiert sind. Es wurden einige neue 
Ausstellungskästen aus Altholz angefertigt. Das kommende Wochenende findet die 
Krippenausstellung statt, zu der er zum Besuch einlädt. 
 
 
Zum Abschluss der Sitzung bedankt sich Bgm. Friedrich Kirchsteiger für die gute Zusammenarbeit 
in diesem abgelaufenen Jahr und wünscht allen ein frohes Weihnachtsfest, sowie alles Gute für das 
neue Jahr. 
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Genehmigung der Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung 

 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die 
letzte Sitzung vom 19. Oktober 2023 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht 
mehr vorliegen schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:50 Uhr. 
 
 
 
 
 
__________________________________ __________________________________ 
 (Vorsitzender) (Schriftführer) 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsabschrift in 
der Sitzung vom _____________________ keine Einwendungen erhoben wurden, über die 
erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde und diese 
Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54 (5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 
 
Geboltskirchen, am ____________________ 
 
 
 
 
 
 
____________________________________ 

(Vorsitzender) 
 
 
 
 
 
 
____________________________________ _________________________________ 
 (Gemeinderat ÖVP) (Gemeinderat SPÖ) 
 
 
 
 
 
____________________________________ _________________________________ 
 (Gemeinderat FPÖ) (Gemeinderat GRÜNE) 


